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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Die Beratungen im Parlament gestalteten sich relativ schwierig. Zuerst hob der
Ständerat gewisse Kürzungen wieder auf. Im Nationalrat stellten drei Fraktionen
(LdU/EVP, SD/Lega, AP) den Antrag auf Rückweisung mit der gleichzeitigen
Aufforderung an den Bundesrat, einen Voranschlag mit höchstens CHF 500 Mio. Defizit
zu präsentieren. Der Rat lehnte den Rückweisungsantrag jedoch mit 148 zu 25 Stimmen
ab. In der Detailberatung standen über 30 Abänderungsanträge zur Diskussion, wobei
vor allem die Strassenbeiträge des Bundes an die Kantone und die Mittel für den
Nationalstrassenbau umstritten waren; letztere wurden nur ganz leicht gekürzt. Zum
Schluss verabschiedete der Nationalrat einen Voranschlag mit einem budgetierten
Defizit von CHF 1.309 Mrd. Im Differenzbereinigungsverfahren gab die kleine Kammer in
über 40 Detailfragen dem Nationalrat nach, dieser schloss sich dafür dem Beschluss
des Ständerats betreffend höherer Nationalfondsgelder an. Der so verabschiedete
Voranschlag sah noch ein Defizit von CHF 1.328 Mrd. vor. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Überschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeiträgen an die Nationale Genossenschaft für die Lagerung
radioaktiver Abfälle in der Höhe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Überblick stellte er die Mehrheitsanträge der FK-SR kurz vor, die gegenüber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen würden. In der
Folge diskutierte der Ständerat ausschliesslich über diese Kommissionsanträge. 
Die Erhöhung der Unterstützung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendförderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewährung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erklärte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes im Jahr 2013 jährlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrössert habe, die Beträge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beiträge an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt. 
Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezüglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhöhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beiträge für die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeiträge an die Universitäten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeiträge (+CHF 764'100), der Finanzhilfen für WeBiG (+CHF
200'300), der Beiträge für die Institutionen der Forschungsförderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben später um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu können, erklärte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
ursprünglichen Beträgen zurückkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort müsse
man dies in den jeweiligen Voranschlägen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhöhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich – richtigerweise – bereits genügend
Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben würden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhöhungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhöhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung überall herausgerechnet, wie es das Parlament später im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestätigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Änderung aus. Dennoch sprach sich der Ständerat
deutlich für die verschiedenen Erhöhungen aus. 
Den übrigen Anträgen der Kommission folgte der Rat ohne grössere Diskussionen: Für
die finanzielle Unterstützung von Selbsthilfeprojekten bezüglich der Opfer von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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fürsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeterhöhung
von CHF 150'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstösse für eine Fristverlängerung zur
Gesuchseinreichung für die Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen hängig
seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhängigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prüfe, solle dieser Betrag als Spielraum für solche Projekte
geschaffen werden, erklärte Christian Levrat (sp, FR) für die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Ständerat für diese Erhöhung aus. Im Sportbereich erhöhte er
einstimmig die Kredite für Sportverbände und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
für nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und für Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frühestens für 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des nächsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu überbrücken», wie Hannes Germann zuvor für die Kommission
erklärt hatte. Den Kredit für Schweiz Tourismus erhöhte der Rat zur Umsetzung des vom
Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsförderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Ständerat in der Folge den Bundesbeschluss Ia über den
Voranschlag für das Jahr 2020 an. 
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission noch für den Bundesbeschluss Ib über
die Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsförderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, während die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhöhung selbst. Einstimmig nahm der Ständerat die
Änderung an. Der Bundesbeschluss II über den Finanzplan für die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Ständerat dem
Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV über die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2020 einstimmig zu. 2

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Après une année particulière en 2012, le Conseil fédéral a repris un rythme quadriennal
avec son message relatif à l’encouragement de la formation, de la recherche et de
l’innovation (FRI) 2013-2016. Le gouvernement, convaincu de la priorité politique de
ces domaines, a proposé de leur affecter 23’878 millions de francs. Cette enveloppe
budgétaire correspond à une croissance annuelle nominale des crédits de 3,7% en
moyenne. Ce message, composé de 11 arrêtés financiers, vise le maintien de la position
de la Suisse à la pointe de l’échiquier international. Il concerne plus précisément la
formation professionnelle, les hautes écoles et universités, telles que EPF, HES ou
encore Hautes Ecoles Cantonales, la recherche, à travers la Commission pour la
Technologie et l’Innovation (CTI) et le Fonds National Suisse (FNS). Recommandé par les
Commissions de la science, de l’éducation et de la culture des deux chambres (CSCE),
ce texte a cependant suscité le débat. La Commission du Conseil des Etats a proposé
un budget de 29,22 milliards de francs, ainsi qu’un rehaussement du plafond des
dépenses de certaines institutions, alors que la Commission du Conseil national a
proposé un budget allant jusqu’à 30,09 milliards de francs. En outre, toutes les deux
ont plaidé pour un lissage du budget, mettant en exergue les dangers d’un financement
irrégulier. Aux yeux des parlementaires, ce sont les modalités d’application qui ont
alimenté le débat. Tout d’abord, l’enveloppe de 23,878 milliards de francs a été jugée
insuffisante au vu de la concurrence internationale accrue, ainsi que du nombre
croissant d’étudiants. Mais surtout, c’est la proposition de financement progressif sur
quatre ans du Conseil fédéral qui a posé problème. Beaucoup ont estimé que le
caractère irrégulier du financement risquait de mettre en difficulté les programmes de
recherche, de limiter les emplois académiques et de réduire le niveau très élevé de la
formation. Ils ont ainsi proposé un lissage du budget à la place du système de stop and
go. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.02.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le débat sur le budget pour la formation, la recherche et l’innovation (FRI) 2017-2020
a suscité de nombreux remous au sein de la chambre basse. Après de vives prises de
positions, le Conseil national a finalement tranché pour un budget de 26 milliards de
francs. Cette augmentation moyenne de 2 pour cent par année rejette ainsi les velléités
de l’UDC qui préconisait des coupes budgétaires d’environ 1 milliard de francs, mais ne
rejoint pas pour autant les conseils de sa Commission de la science, de l’éducation et
de la culture (CSEC-CN) qui était montée au créneau pour une augmentation de 3,2
pour cent de l’enveloppe budgétaire. Au final, la gauche, le PBD, le PVL et certaines
franges du PDC et du PLR, défenseurs d’une hausse du budget, n’ont pas réussi à
imposer leurs voix. En effet, bien qu’elles aient résonné, à force de métaphores et
citations historiques, l’argument financier a poussé la chambre du peuple a coupé la
poire en deux. Isabelle Chevalley (plr, VD), tout comme Christoph Eyman (plr, BS), ont
utilisé l’argument de la compétitivité, en citant non seulement la Chine ou encore
Singapour comme exemple, mais aussi Abraham Lincoln qui disait : « Si vous pensez
que l’éducation coûte cher, essayez l’ignorance ». Néanmoins, ces arguments n’ont pas
réussi à convaincre la chambre. Au final, le Conseil national a défini quatre axes
prioritaires : la formation professionnelle supérieure, l’encouragement à la relève
scientifique, la formation des médecins et le soutien à la recherche et l’innovation. Ces
orientations conditionnent donc la répartition des enveloppes budgétaires. Du côté
académique, 10,18 milliards reviennent aux deux EPF, 2,75 milliards sont attribués aux
universités, 2,15 milliards sont partagés entre les différents HES. De l’autre côté, la
formation professionnelle touche 3,36 milliards alors que la formation continue se voit
octroyer 25,7 millions. 4,15 milliards sont attribués au FNS, alors que le reste de
l’enveloppe revient à différents projets, aux cantons pour les bourses d’étude, ou
encore à la Commission pour la technologie et l’innovation. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Forschung

Kurz vor Weihnachten gab das EDI seinen Entscheid hinsichtlich der Auswahl von
Nationalen Forschungsschwerpunkten (NFS) als neues Instrument für die langfristige
Forschungsförderung bekannt. Aus den ursprünglich 238 beim Nationalfonds
eingereichten Vorschlägen waren dem EDI nach einem strengen Auswahlverfahren nur
noch 18 vorselektierte Gesuche vorgelegt worden. Neun davon betrafen die
Naturwissenschaften und die Medizin, sechs die Gesellschaftswissenschaften sowie die
Geographie und drei weitere die technischen Wissenschaften. Zehn Gesuche wurden
schliesslich bewilligt, vier definitiv abgelehnt und vier vorläufig zurückgestellt. Obwohl
in der Vorauswahl unter den 18 Projekten noch vertreten, schaffte kein einziger sozial-
oder geisteswissenschaftlicher Vorschlag die letzte Hürde. Die zehn bewilligten NFS
stammten ausschliesslich aus den Lebens- und Umweltwissenschaften, der
Kommunikations- und Materialtechnologie sowie der Physik. Innenministerin Dreifuss
und Staatssekretär Kleiber mussten sich aufgrund dieses wissenschaftspolitisch heiklen
Entscheids geharnischte Proteste und Kritik gefallen lassen. In einem offenen Brief an
Dreifuss gaben Vertreterinnen und Vertreter der Geistes- und Sozialwissenschaften aus
der ganzen Schweiz ihrer Enttäuschung Ausdruck, wiesen das von Kleiber vorgebrachte
Argument, es fehlten Kriterien zur Beurteilung sozialwissenschaftlicher Forschung im
internationalen Wettbewerb, scharf zurück und verlangten Vorschläge für eine
nachhaltige Förderung der Geistes- und Sozialwissenschaften. Die zehn Schwerpunkte,
auf welche die für 2001 bis 2003 bereitgestellte Summe von 126 Mio Fr. verteilt werden
soll, laufen über zehn Jahre. Der Versuch des Nationalrats, einen Zusatzkredit von 60
Mio Fr. zur Finanzierung der vier zurückgestellten Gesuche durchzubringen, scheiterte.
Mit 93 zu 77 Stimmen hatte zwar die grosse Kammer im Rahmen der Beratungen zum
Voranschlag 2001 den einander identischen Anträgen der liberalen Fraktion und der SP-
Fraktion sowie der Ratsmitglieder Gadient (svp, GR) und Neirynck (cvp, VD) auf
Erhöhung des Budgets des Nationalfonds für den Zeitraum von 2001 bis 2003 um 60
Mio Fr. auf 365 Mio Fr. zugestimmt. Die Antragstellerinnen und Antragsteller hatten auf
den drohenden Verlust an Energie und Know-how hingewiesen, die in die Erarbeitung
der 18 Vorschläge investiert worden waren. Doch der Ständerat lehnte die Erhöhung des
Budgetpostens ab, nachdem sich Finanzminister Villiger heftig dagegen gewehrt hatte,
einem Betrag in dieser Höhe ohne vorherige Prüfung durch Bundesrat und zuständige
Kommission zuzustimmen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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In seiner Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Technologie (siehe oben)
in den Jahren 2004-2007 anerkannte der Bundesrat, dass der SNF seit einigen Jahren
mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat, die zu einer Verringerung der finanziellen
Unterstützung pro Projekt und einer Zunahme der Ablehnungsquote bei den Gesuchen
führten. Nach dem Willen des Bundesrates soll nun die Förderung der freien
Grundlagenforschung hohe Priorität erhalten. Vermehrt zu unterstützen sind seiner
Auffassung nach insbesondere die Geistes- und Sozialwissenschaften. Der
wissenschaftliche Nachwuchs soll gezielt auf den drei Stufen Doktorat, Postdoktorat
und Förderprofessur gestärkt werden. Bei den Nationalen Forschungsschwerpunkten
(NFS) als Instrument der orientierten Forschung wird mit der Ausschreibung von
weiteren drei bis sechs NFS eine Konsolidierung angestrebt, wobei die Geistes- und
Sozialwissenschaften besonders berücksichtigt werden sollen. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.2002
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Verhandlungsdelegationen die Beratungen des neuen
Forschungsabkommens zwischen der Schweiz und der EU im Sommer abgeschlossen
sowie paraphiert hatten, gab der Bundesrat Ende Jahr grünes Licht für die
Unterzeichnung des Abkommens und verabschiedete eine entsprechende Botschaft an
das Parlament. Das bis 2006 geltende Abkommen sichert gleiche Beteiligungsrechte
bzw. die gleichberechtigte wissenschaftliche und technologische Mitarbeit der Schweiz
am 6. Rahmenprogramm der EU. Dafür wird die Schweiz jährlich zwischen 200 und 220
Mio Fr. bezahlen. Eine provisorische Anwendung des Abkommens, das noch von den
Eidgenössischen Räten sowie vom Europäischen Parlament genehmigt werden musste,
wurde auf 1. Januar 2004 vereinbart [74]. Der Bundesrat setzte zudem die angepassten
rechtlichen Grundlagen zur schweizerischen Teilnahme an den EU-
Bildungsprogrammen (Bereiche Bildung, Berufsbildung, Jugendprogramme und
Mobilitätsförderung) auf den 1. Januar 2004 in Kraft. Die Schweiz wird sich
voraussichtlich bis in das Jahr 2006 indirekt an diesen Programmen beteiligen – eine
offizielle Beteiligung wird mittels bilateraler Abkommen im Hinblick auf die 2007
beginnenden Programme der nächsten Generation angestrebt. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Seit mehr als dreissig Jahren betreibt die Stiftung Schweizerisches Forschungsinstitut
für Hochgebirgsklima und Medizin das Weltstrahlungszentrum am Physikalisch-
Meteorologischen Observatorium in Davos (GR). Der Bund finanziert die Stiftung im
Rahmen von mehrjährigen Programmen. Bei der Erneuerung eines solchen
mehrjährigen Finanzierungsprogramms stellte der Bundesrat fest, dass dazu die
gesetzliche Grundlage fehlt. Ähnlich verhält es sich mit dem globalen
Atmosphärenbeobachtungsprogramm, welches der Bund seit 1994 über das Bundesamt
für Meteorologie und Klimatologie finanziert. Diskussionslos stimmte der Ständerat
einer Vorlage des Bundesrates für ein Bundesgesetz über die Meteorologie und
Klimatologie zu, das die erforderliche gesetzliche Grundlage für die Weiterführung der
bisherigen finanziellen Leistungen schafft. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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